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19. Okt. 2008 
Sachb.: Herr Hasenfus  
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Fax: 6399 

 
 
Erstellung einer Hochwasserschutzanlage an der Oker im Bereich Spinnerstraße; all-
gemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 5 NUVPG 
 
 
Der Fachbereich 66 Tiefbau und Verkehr hat mit Schreiben vom 18.09.2008 die Errichtung 
der o. a. Hochwasserschutzanlage beantragt. Geplant ist die Herstellung einer 355 m langen 
Hochwasserschutzanlage östlich der Spinnerstraße, um einen Teilbereich der Bebauung vor 
Hochwasser der Oker zu schützen. Die Hochwasserschutzanlage ist als Dammbauwerk mit 
befahrbarer Dammkrone in der Trasse eines vorhandenen Geh-/Radweges -in Teilbereichen 
mit einer Winkelstützwand in der westlichen Böschung- geplant. Dieses Bauwerk soll dazu 
dienen, ein hundertjährliches Hochwasser (zuzüglich 30 cm Freibord) zurückzuhalten.  
 
Bei der Maßnahme handelt es sich um einen Dammbau, der den Hochwasserabfluss beein-
flusst. Derartige Maßnahmen sind einem Gewässerausbau gleichgestellt, der gem. § 119 
NWG eines wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahrens bedarf. Gem. § 119 Abs. 2 NWG 
können derartige Vorhaben ohne vorherige Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens 
genehmigt werden (Plangenehmigung), wenn sie keiner Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) bedürfen.  
 
Das Vorhaben bedarf gem. § 1 Abs. 1 des Niedersächsischen Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (NUVPG) vom 05. September 2002 (Nds. GVBl. – Seite 378) in der der-
zeit geltenden Fassung  in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 14  dieses Gesetzes einer allgemei-
nen Vorprüfung des Einzelfalls. Gem. § 3 Abs. 1 NUVPG ist eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchzuführen, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde auf-
grund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage 2 dieses Gesetzes 
aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann.  
 
Nachstehend werden die Kriterien der Anlage 2 zum NUVPG entsprechend dem Leitfaden 
des BMU zur Vorprüfung des Einzelfalls im Rahmen der Feststellung der UVP-Pflicht von 
Projekten vom 14.08.2003 geprüft. Hierzu hat am 21.10.2008 eine gemeinsame Ortsbesich-
tigung mit dem Fachbereich Stadtgrün stattgefunden.  
 
Merkmale des Vorhabens: 
Die Merkmale eines Vorhabens und die davon ausgehenden Wirkungen auf die Umwelt sind insbesondere hin-
sichtlich folgender Kriterien überschlägig zu beschreiben. Es sind dabei nur die Merkmale und Wirkungen zu 
beschreiben, die für die nachfolgende Einschätzung erforderlich sind, ob das Vorhaben erhebliche, nachteilige 
Umweltauswirkungen haben können. 
 
Kriterien überschlägige Angaben zu den Kriterien hin-

sichtlich Bauphase, Betriebsphase und nach 
Nutzungsaufgabe bzw. Abbau 

1.1 Größe des Vorhabens 
Sofern ein Prüfwert für Größe oder Leistung 
(gemäß Anlage 1 zum UVPG) für das Projekt 
vorhanden ist: Inwieweit wird dieser über-
schritten? Wie weit ist der Abstand zum X-Wert? 
Angaben der vom Vorhaben (einschl. aller „Ne-
beneinrichtungen“) benötigte(n) Fläche(n). 
Ggf. Angaben zur Anzahl u. Ausmaß von Bau-
werken, zu Kapazitäten, Produktionsmengen, 
Stoffdurchsatz und gleichartige Angaben zu 
sonstigen Größen und Leistungsmerkmalen 

 
Kein Prüfwert vorgegeben 
 
 
 
 
ca. 1.800 m² 
 
 
Wegeerhöhung, max. 0,60 m, bereichsweise mit 
Winkelstützwand 
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1.2 Nutzung und Gestaltung von Wasser, Bo-
den, Natur und Landschaft 
(Soweit nicht bereits unter„Größe“ dargestellt) : 
Wasser: Art eines Gewässerausbaus, Flächen-, 
Volumen- oder Qualitätsveränderung, Einleitun-
gen, Entnahmen von Grund- oder Oberflächen-
wasser; 
Boden: Umfang einer Inanspruchnahme durch 
Flächenentzug, Versiegelung, 
Verdichtung, Nutzungsänderung, Bodenabtrag / -
auftrag, Entwässerung, Eintrag 
von Schadstoffen;  
Natur und Landschaft: Angaben zur Nutzung 
und Gestaltung von Flora, Fauna, Biotopen und 
des Landschaftsbildes durch das Vorhaben 

 
 
 
 
 
 
Keine Nutzung 
 
 
 
Keine zusätzliche Versiegelung und Nutzungs-
änderung, Bodenauftrag max. 0,60 m 
Keine Nutzungsänderung, Entfernung von 37 
Bäumen, die ufernahe Vegetation wird weitest-
gehend erhalten. Der Fachbereich Stdtgrün und 
die Untere Naturschutzbehörde wurden im Vor-
feld der Antragstellung beteiligt, um eine verläss-
liche Planungsgrundlage zu erhalten. Bei einem 
Ortstermin wurde einvernehmlich festgelegt, in 
welchen Bereichen ein Eingriff in den Baumbe-
stand notwendig und möglich ist. Die Untere 
Naturschutzbehörde hat keine grundsätzlichen 
Bedenken gegen das Vorhaben geäußert, ledig-
lich die entsprechende Kompensation für den 
Verlust der Bäume gefordert. 

1.3 Abfallerzeugung 
Darstellung der voraussichtlich anfallenden Ab-
fälle und Abwässer, jeweils hinsichtlich Art und 
Umfang. Klassifikation der Abfälle gemäß WHG, 
KrW-/AbfG (überwachungsbedürftig, wasserge-
fährdend etc.) Art der geplanten Entsorgung. 

 
 
 
 
 
 
Kein Anfall von Abfällen 

1.4 Umweltverschmutzung und Belästigungen 
Abschätzung der voraussichtlich in Luft, Wasser 
und Boden emittierten Stoffe, differenziert nach 
fester, flüssiger und gasförmiger Form, jeweils 
hinsichtlich Art und Menge.  
Ist mit dem Vorhaben möglicherweise eine deut-
lich wahrnehm- bzw. messbare, Belastung der 
Umgebung durch Stoffeinträge in Boden und 
Wasser, (Ab)Wärme, Erschütterungen, Geräu-
sche, ionisierende Strahlungen, Elektro-
magnetische Felder, Lichteinwirkungen, Gerüche 
verbunden? 
Sind Belästigungen oder  Gesundheits-
gefährdungen von Mensch oder Tier möglich? 
(Art und Weise, Umfang ?)  
Welche der in Nr. 4.6.1.1 der TA Luft aufgeführ-
ten Stoffe werden voraussichtlich in welchem 
Umfang emittiert? 

 
 
 
 
Keine emittierten Stoffe  
 
 
 
 
 
 
Nein  
 
 
Nein 
 
 
Keine  

1.5 Unfallrisiko, insbesondere mit Blick auf 
verwendete Stoffe und Technologien 
Erfordert das Vorhaben das Lagern, den Um-
gang, die Nutzung oder die Produktion von ge-
fährlichen Stoffen i. S. des ChemG bzw. der 
GefStoffV, wassergefährdenden Stoffen i. S. des 
WHG, Gefahrgütern i. S. des Gesetzes über die 
Beförderung gefährlicher Güter oder radioaktiven 
Stoffen? 
Unfall- /Störfallrisiken, z.B. bei der Lagerung, 
Handhabung, Beförderung von explosiven, gifti-

 
 
 
 
 
 
 
 
Nein 
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gen, radioaktiven, krebserregenden, erbgutver-
ändernden Stoffen; Wenn ja : In welchem Um-
fang jeweils? 

 
 

 
Standort des Vorhabens: 
Die Empfindlichkeit eines Gebiets, das durch ein Vorhaben möglicherweise beeinträchtigt wird, ist insbesondere 
hinsichtlich folgender Nutzungs- und Schutzkriterien zu beurteilen. In die Betrachtung der Empfindlichkeit des 
möglicherweise beeinträchtigten Gebietes sind die jeweils relevanten Vorbelastungen im Sinne einer Status-quo-
Betrachtung ebenso mit einzubeziehen wie mögliche kumulative Wirkungen und mögliche Wechselwirkungen mit 
anderen Vorhaben, zumindest insoweit sie offensichtlich sind. Hierbei spielen auch Art und Umfang der bisheri-
gen (Land-) Nutzung eine Rolle. Insoweit bezieht sich der in der Nummer 2 der Anlage 2 zum UVPG enthaltene 
Begriff der Kumulation auf sämtliche Vorbelastungen und nicht wie der in § 3b Abs. 2 Satz 1 UVPG enthaltene 
Begriff der Kumulation lediglich auf Vorhaben derselben Art, die in einem engen zeitlichen und räumlichen Zu-
sammenhang errichtet werden. Es wird darauf hingewiesen, dass der Grad der jeweiligen Betroffenheit der Nut-
zungs-, Qualitäts- und Schutzkriterien erst über die auf Seite 18f. genannten Merkmale der möglichen Auswirkun-
gen in Verbindung mit den heranzuziehenden fachrechtlichen Maßstäben eingeschätzt wird. Der Standort des 
Vorhabens ist insbesondere hinsichtlich folgender Kriterien überschlägig zu beschreiben. Es sind nur die Stand-
ortmerkmale zu beschreiben, die für die Einschätzung erforderlich sind, ob das Vorhaben erhebliche, nachteilige 
Umweltauswirkungen haben kann. 
 
Kriterien Betroffenheit (Durch welchen Wirkfaktor ist ggf. 

eine Betroffenheit zu besorgen?) 
2.1. Nutzungskriterien 
Darstellung der bestehenden Nutzung des Ge-
bietes, insbesondere der Flächen für (Wohn-) 
Siedlungen und Erholung, für land-, forst- und 
fischereiwirtschaftliche Nutzungen, Verkehr, Ver- 
oder Entsorgung oder sonstige wirtschaftliche 
oder öffentliche Nutzung;  
Sind in der Umgebung andere Anlagen mit Aus-
wirkungen auf den Standort des Vorhabens be-
kannt? 
Welche diesbezüglichen oder sonstigen Vorbe-
lastungen sind bekannt oder zu besorgen? 
Sind kumulative Wirkungen möglich (Art und 
Intensität)? 

 
 
 
 
 
 
Naherholung, Spielplatz 
 
Nein 
 
 
keine 
 
nein  

2.2. Qualitätskriterien 
Reichtum, Qualität und Regenerationsfähigkeit 
von Wasser, Boden, Natur (Tiere und Pflanzen) 
und Landschaft (Landschaftsbild, Landschafts-
raum), Leistungsfähigkeit der natürlichen Boden-
funktionen und der Archivfunktion des Bodens. 
Empfindlichkeit gegenüber Bodenerosion; Stoffli-
che Belastung der Böden; Wasserbeschaffen-
heit: Gewässergüte, Stoffhaushalt, hygienischer 
Zustand und planktische Biozönose, Situation 
von Hydraulik/Hydrologie, Morphologie und Be-
schaffenheit der Gewässersedimente Grund-
wasserbeschaffenheit (Qualität),- Geologie/-
Hydrologie Luftqualität, z.B. Kurgebiete 

 
 
 
 
 
Beeinträchtigungen der Qualitätskriterien von 
Wasser, Boden, Natur und Landschaft sind nicht 
zu erwarten. 

2.3 Schutzkriterien 
Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer Berücksichtigung der in Nr. 2.3 der Anlage 2 zum 
UVPG genannten besonders empfindlichen Gebiete und von Art und Umfang des ihnen jeweils zu-
gewiesenen Schutzes. Neben den dort genannten Gebieten sind weitere landesrechtlich geschützte 
Gebiete entsprechend den UVP-Regelungen der Länder zu berücksichtigen (z.B. Naturdenkmale mit 
ihrer geschützten Umgebung, geschützte Landschaftsbestandteile, besonders 
geschützten Biotope etc.). Soweit solche Konkretisierungen durch das Landesrecht nicht bestehen, 
können in begründeten Einzelfällen die Vorgaben des Anhanges III, Nr. 2 der UVP-Richtlinie (z.B. 
Küstengebiete, Bergregionen und Waldgebiete) herangezogen werden. 
2.3.1 Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung oder europäische Vogelschutzgebiete 
...soweit im Bundesanzeiger gemäß § 10 Abs. 6 
des BNatSchG bekannt gemacht bzw. offiziell 
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gemeldete / ausgewiesene Gebiete nein 
2.3.2 Naturschutzgebiete 
... gemäß § 23 BNatSchG 

 
nein 

2.3.3 Nationalparke 
...gemäß § 24 des BNatSchG 

 
nein 

2.3.4 Biosphärenreservate und Landschafts-
schutzgebiete 
...gemäß § 25 und § 26 BNatSchG 

 
 
nein 

2.3.5 gesetzlich geschützte Biotope 
... gemäß § 30 BNatSchG 

 
nein 

2.3.6 Wasserschutzgebiete, Heilquellen-
schutzgebiete, Überschwemmungsgebiete 
...gemäß den §§ 19, 32 WHG bzw. landesrechtli-
che Regelungen 

 
 
 
nein 

2.3.7 Gebiete, in denen die in Gemeinschafts-
vorschriften festgelegten Umweltqualitäts-
normen bereits überschritten sind 
Mögliches Erreichen oder Überschreiten von 
Grenzwerten bzw. Qualitätsanforderungen 
diesbezüglicher EG-Richtlinien 

 
 
 
 
 
nein 

2.3.8 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte 
insbesondere zentrale Orte und Siedlungs-
schwerpunkte in verdichteten Räumen im Sinne 
des § 2 Abs. 2 Nr. 2 und 5 des Raumordnungs-
gesetzes (vgl. hierzu auch Regionalpläne bzw. 
Regionale Raumordnungsprogramme bzw. – 
pläne der Länder) 

 
 
 
 
 
 
nein 

2.3.9 In amtlichen Listen oder Karten ver-
zeichnete Denkmale, Denkmalensembles, 
Bodendenkmale oder Gebiete, die von der 
durch die Länder bestimmten Denkmal-
schutzbehörde als archäologisch bedeutende 
Landschaften eingestuft worden sind 
Entsprechend der jeweiligen Ländergesetzge-
bung (Denkmalschutzgesetze) zu beachtende 
Kategorien u. a. Baudenkmale, Bodendenkmale, 
Kulturdenkmäler, kleinräumige Kulturlandschaf-
ten usw. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
nein 

     
Merkmale der möglichen erheblichen Auswirkungen: 
Die nachfolgende Matrix dient dazu, einen Überblick über die näher zu behandelnden Punkte bei der Einschät-
zung zu geben. Die Betrachtung hat - soweit möglich - schutzgutbezogen (§ 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG) - zu erfolgen. 
Je nach Fallgestaltung können die Kriterien einzeln oder im Zusammenwirken die Erheblichkeit und damit die 
UVP-Pflicht begründen. In Spalte 3 der Tabelle sollte entsprechend der quantitativen, qualitativen und zeitlichen 
Tragweite der jeweiligen Auswirkung durch die für die jeweilige Zulassung des Vorhabens zuständige Behörde 
differenziert werden in: 
a) erheblich: + 
b) unerheblich: - 
 
 Überschlägige Beschreibung 

der möglichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen auf 
Grundlage der Merkmale des 
Vorhabens und des Standor-
tes 

Beurteilung der Erheblichkeit 
der Auswirkungen auf die 
Umwelt unter Verwendung 
der Kriterien Ausmaß, grenz-
überschreitender 
Charakter, Schwere und 
Komplexität, Dauer, Häufig-
keit, Reversibilität 

Boden Bodenauftrag - 
Wasser keine - 
Luft/ Klima keine - 
Tiere keine - 
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Pflanzen Entfernung von 37 Bäumen -  
Landschaft Entfernung von 37 Bäumen - 
Kultur-/Sachgüter keine - 
Mensch keine - 
 
Zusammenfassung: Gesamteinschätzung erheblicher Umweltauswirkungen (durch 
zuständige Behörde): 
Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen sind nicht zu erwarten. Eine Umweltverträglich-
keitsprüfung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
gez. Hasenfus  


